
liches Amt für Technische Überwachung“ vorgenommen. 
Das Amt ist das Organ des Ministerrates zur Durchsetzung 
der staatlichen Erfordernisse auf dem Gebiet des Arbeits­
und Havarieschutzes. Es richtet seine Tätigkeit auf die Ge­
währleistung des vorbeugenden Schutzes von Leben und 
Gesundheit der Bürger, vor allem der Werktätigen im 
Arbeitsprozeß, sowie des Schutzes des sozialistischen Eigen­
tums und anderer Sachwerte. Dabei konzentriert sich das 
Amt auf die Verhütung von Unfällen und Havarien an 
solchen technischen Anlagen, die durch hohe Drücke, brenn­
bare Flüssigkeiten und Gase, hohe elektrische Spannungen 
und durch das Heben von Lasten gekennzeichnet sind. 
Zum Aufgabenkreis dieses zentralen Staatsorganes gehören 
außerdem:
— die Sicherung einer hohen Wirksamkeit des Arbeits­

und Havarieschutzes in der Tätigkeit der Wirtschafts­
einheiten,

— eine auf Gefährdungsschwerpunkte und volkswirtschaft­
lich bedeutsame industrielle Anlagen ausgerichtete staat­
liche Überwachungstätigkeit,

— die Durchsetzung staatlicher Interessen bei der Gewähr­
leistung des Arbeits- und Havarieschutzes,

— die Vervollkommnung der Zusammenarbeit zwischen 
den Organen auf dem Gebiet des Arbeits- und Havarie- 
schutzes, der Qualitätssicherung und der Standardisie­
rung.

Das Statut geht davon aus, daß die Leiter der Betriebe die 
unmittelbare Verantwortung für die Gewährleistung des 
Arbeits- und Havarieschutzes tragen. Die von ihnen zu 
erfüllenden Pflichten leiten sich insbesondere aus §§ 9, 88 ft 
GBA, der ArbeitsschutzVO und ihren Durchführungsbe­
stimmungen sowie aus Arbeitsschutz- und Brandschutz­
ordnungen ab.
Einen besonderen Schwerpunkt in der Tätigkeit des Amtes 
bildet die Analyse und Kontrolle des Arbeits- und Hava­
rieschutzes in der Volkswirtschaft sowie die Untersuchung 
gravierender Unfälle und Havarien an und im Zusammen­
hang mit überwachungspflichtigen Anlagen. Das Amt un­
terstützt im Rahmen seiner Aufgabenstellung die Justiz- 
und Sicherheitsorgane bei der Untersuchung von Straf­
taten, übergibt Untersuchungsberichte und fertigt auf An­
forderung Sachverständigengutachten an. Mit anderen 
Staatsorganen und gesellschaftlichen Organisationen arbei­
tet das Amt ebenfalls zur Untersuchung von Unfällen und 
Havarien zusammen.
Das Amt hat das Recht, Leitern von Betrieben und wirt­
schaftsleitenden Organen, örtlichen Staatsorganen sowie 
Vorständen von Genossenschaften Auflagen zu erteilen, 
in denen es die Beseitigung von Verstößen gegen Rechts­
vorschriften und von anderen festgestellten Mängeln sowie 
die Einleitung von Maßnahmen zur Beseitigung von Ursa­
chen und Bedingungen fordern kann, die den Arbeits- und 
Havarieschutz beeinträchtigen oder seine volkswirtschaft­
lich effektive Verwirklichung behindern. Bei unmittelbarer 
Gefährdung von Leben und Gesundheit der Werktätigen 
oder von Betriebsanlagen kann auch die Stillegung von An­
lagen bis zur Beseitigung der Gefahren verlangt werden. 
Ausgehend von der Aufgabenstellung in der Direktive des 
IX. Parteitages der SED zum Fünf jahrplan für die Ent­
wicklung der Volkswirtschaft, die rationelle Bewirtschaf­
tung der Wasserressourcen bei minimalem gesellschaftli­
chem Aufwand und effektivem Einsatz der wasserwirt­
schaftlichen Anlagen aller Bereiche der Volkswirtschaft 
durchzusetzen, ist die AO zur Gewährleistung der wirt­
schaftlichen Wassernutzung und zur Auszeichnung wasser­
wirtschaftlich vorbildlich arbeitender Betriebe vom 1. De­
zember 1976 (GBL 1977 I S. 22) darauf gerichtet, zur Abdek- 
kung des ständig steigenden Bedarfs an Trink- bzw. 
Brauchwasser zur Versorgung der Bevölkerung, der Indu­
strie und der Landwirtschaft beizutragen. Sie gilt für alle 
Staatsorgane, wirtschaftsleitenden Organe, Kombinate, Be­
triebe, Genossenschaften, Einrichtungen und andere Be­
darfsträger, soweit sie entsprechend §§ 12 ff. Wassergesetz 
vom 17. April 1963 (GBl. I S. 77) genehmigungspflichtige

Gewässemutzungen ausüben bzw. als Bedarfsträger i. S. 
der Wasserverscxrgungsbedingungen bzw. der Abwasserein­
leitungsbedingungen (beide AOs vom 10. Januar 1972 
[GBl. II S. 77 und S. 85]) auf treten.
Entsprechend der generellen Verantwortung, die den Lei­
tern der Betriebe für die Leitung, Planung und ökonomi­
sche Stimulierung der betrieblichen Wasserwirtschaft er­
wächst, sind in der AO im einzelnen die Aufgaben zur Sen­
kung des spezifischen Wasserbedarfs der Industrie durch 
die gezielte Anwendung wissenschaftlich-technischer Ergeb­
nisse, zur Sicherung der Mehrfachnutzung der Gewässer 
und zum effektiven Einsatz der Grundfonds fixiert. Dar­
über hinaus sind die Formen der Zusammenarbeit der Be­
triebe mit den Organen der Wasserwirtschaft festgelegt.
Die AO über die Durchführung der Kredit- und Zinspolitik 
in der Landwirtschaft — Kreditanordnung Landwirtschaft — 
vom 15. Februar 1977 (GBLI S. 45) ist darauf gerichtet, 
die Verwirklichung der Beschlüsse des IX. Parteitages zur 
Weiterentwicklung der Land-, Forst- und Nahrungsgüter­
wirtschaft insbesondere mit Kredit und Zins so zu unter­
stützen, daß die Intensivierung und der planmäßige Über­
gang zur industriemäßigen Produktion pflanzlicher und 
tierischer Erzeugnisse sowie der allseitige Ausbau der Ko­
operationsbeziehungen gefördert werden.
Demzufolge sind in der AO günstigere Kredit- und Zins­
bedingungen festgelegt, als in den bisher geltenden Kredit­
anordnungen vom 24. Dezember 1971 (GBl. II S. 726) und 
vom 8. November 1972 (GBl. II S. 793). Investitionskredite 
bei Anlagen zur Konservierung und Lagerung werden z. B. 
künftig mit 2 Prozent (bisher 4 Prozent bzw. 3 Prozent) ver­
zinst. Investitionskredite für die Rationalisierung von Stall­
anlagen und Gewächshäusern einschließlich notwendiger 
Um- und Erweiterungsbauten werden im Interesse der Sta­
bilisierung der Tierproduktion, der Steigerung der Ge­
müseproduktion und der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen nicht mehr mit 3 Prozent, sondern mit 
2 Prozent verzinst. Die maximale Kreditumlaufzeit dafür 
beträgt 90 Prozent der normalen Nutzungsdauer, jedoch 
höchstens 25 Jahre gegenüber bisher 10 Jahre.
Die AO sieht ferner günstigere Bedingungen für die Unter­
stützung der Genossenschaften bei der Überwindung der 
Auswirkungen extremer Witterungsbedingungen vor. Dar­
über hinaus können für weitere ausgewählte Maßnahmen 
Zinsvergünstigungen gewährt werden.
Für die Entscheidung von Streitigkeiten über die Erfül­
lung des Kreditvertrages oder über eine von der Bank ver­
langte Änderung oder Aufhebung des Kreditvertrages ist 
das Staatliche Vertragsgericht zuständig.

*

Um kinderreiche Eltern zu würdigen, die aktiv am soziali­
stischen Aufbau mitwirken und ihre Kinder zu gesunden, 
lebensfrohen und verantwortungsbewußten Staatsbürgern 
erziehen, legt der Beschluß des Staatsrates der DDR zur 
Übernahme von Ehrenpatenschaften vom 21. Februar 1977 
(GBLI S.29) fest, daß der Vorsitzende des Staatsrates 
Ehrenpatenschaften übernehmen kann, wenn vom zustän­
digen Vorsitzenden des Rates des Kreises oder des Rates 
des Stadtbezirks ein entsprechender Vorschlag unterbreitet 
wird. Die Voraussetzungen für die Übernahme einer Ehren­
patenschaft liegen vor, wenn außer dem Patenkind minde­
stens vier Kinder in der Familie leben und diese von bei­
den Elternteilen erzogen werden. Die Ehrenpatenschaft 
wird in jeder Familie nur einmal übernommen.
Mit der 1. DB zur VO über Kindereinrichtungen der Vor­
schulerziehung vom 9. März 1977 (GBL I S. 53) werden Re­
gelungen zur präziseren Ausgestaltung der VO vom 
22. April 1976 (GBl. I S. 201) getroffen./l/
Zunächst wird festgelegt, daß die Bestimmungen der VO 
auch sinngemäß anzuwenden sind für Dauerheime für 
Säuglinge und Kleinkinder (Heime) im Bereich des Ge-
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/!/ Vgl. hierzu die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1976 S. 458.


